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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes über vereinfachte Verkündungen und Bekanntgaben 


A. Zielsetzung 

Die Funktionsfähigkeit der Gesetzgebung muß auch in Krisen- 
zeiten, insbesondere im Spannungs- und Verteidigungsfall, ge- 
währleistet sein. Es ist deshalb erforderlich, das Verkündungs- 
wesen den tatsächlichen Verhältnissen während solcher Zeiten 
anzupassen. Die Verfassung enthält insoweit bereits eine grund- 
sätzliche Entscheidung (Artikel 115 a Abs. 3, Artikel 115 d 
Abs. 3GG). 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht eine vereinfachte Verkündung oder Bekannt- 
gabe im Rundfunk, in der Tagespresse, durch Aushang oder 
durch sonstige allgemeine Bekanntmachung vor, wenn eine 
Verkündung oder Bekanntgabe in den amtlichen Verkündungs- 
blättern des Bundes, insbesondere im Bundesgesetzblatt, nicht 
oder nicht rechtzeitig möglich ist. 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Vorläufig keine-, bei Anwendung des Gesetzes geringfügige 
Kosten möglich, die zur Zeit nicht beziffert werden können. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Juli 1974 

1/4 (1/5) — 21611 — Ve 5/74 


An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende idi den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über vereinfachte Verkündungen und Bekanntgaben mit Begrün- 
dung (Anlage 1) und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 407. Sitzung am 21. Juni 1974 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zu. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über vereinfachte Verkündungen und Bekanntgaben 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

§ 1 

(1) Eine vereinfachte Verkündung oder Bekannt- 
gabe ist in den Fällen des § 2 zulässig, wenn eine 
Verkündung oder Bekanntgabe im Bundesgesetzblatt 
und, soweit für Rechtsverordnungen das Gesetz über 
die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 
30. Januar 1950 (Bundesgesetzbl. S. 23) andere Ver- 
kündungsarten zuläßt, in dieser Form nicht oder 
nicht rechtzeitig möglich ist. 

(2) Die Verkündung oder Bekanntgabe ist in der 
in Absatz 1 genannten Form nachzuholen, sobald 
die Umstände es zulassen. 

§ 2 

Eine vereinfachte Verkündung oder Bekanntgabe 
findet unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 in 
folgenden Fällen statt: 

1. Verkündung der Feststellung des Verteidigungs- 
falles (Artikel 115 a Abs. 1 und 3 des Grund- 
gesetzes — GG — ) ; 

2. Bekanntgabe des Zeitpunktes des Eintritts des 
Verteidigungsfalles (Artikel 115 a Abs. 4 Satz 2 
GG)i 

3. Verkündung von Bundesgesetzen im Verteidi- 
gungsfall (Artikel 115 d Abs. 3 GG); 

4. Verkündung von Reditsverordnungen des Bun- 
des im Verteidigungsfall und in den Fällen des 
Artikels 80 a Abs. 1 und 3 GG; 

5. Bekanntgabe von Beschlüssen des Bundestages 
nach Artikel 80 a Abs. 1 GG; 

6. Bekanntgabe von Beschlüssen internationaler 
Organe und Entscheidungen der Bundesregierung 
bei der Anwendung des Artikels 80 a Abs. 3 
Satz 1 GG. 

§ 3 

(1) Eine vereinfachte Verkündung oder Bekannt- 
gabe kann erfolgen 

1. im Rundfunk (Hörfunk, Fernsehen), 

2. in der Tagespresse, 

3. durch Aushang an den für amtliche Bekannt- 
machungen vorgesehenen Stellen bei den Ver- 
waltungen der Gemeinden und Landkreise oder 
durch eine andere allgemeine Bekanntmachung 
für das Gebiet einer Gemeinde oder eines Land- 
kreises. 

Das Recht des Bundespräsidenten, für seinen Zu- 
ständigkeitsbereich andere Arten der vereinfachten 


Verkündung oder Bekanntgabe vorzusehen, bleibt 
unberührt. 

(2) Macht die für die Verkündung oder Bekannt- 
gabe zuständige Stelle (Artikel 82 Abs. 1, Arti- 
kel 115 a Abs. 3 und 4 GG; § 5) von mehreren der 
in Artikel 1 genannten Möglichkeiten Gebrauch, so 
wird die Verkündung oder Bekanntgabe durch die 
zuerst durchgeführte Maßnahme bewirkt. 

(3) In dringenden Fällen können, soweit eine 
Verkündung gemäß Absatz 1 nicht rechtzeitig mög- 
lich ist, Vorschriften in Rechtsver Ordnungen 

1. für die Eisenbahnen durch Aushang bei den Bun- 
desbahndirektionen, 

2. für die Eigentümer, Besitzer und Führer von See- 
und Binnenschiffen durch Aushang bei den Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektionen und 

3. für die Eigentümer, Besitzer und Führer von 
Luftfahrzeugen durch Aushang bei der Bundes- 
anstalt für Flugsicherung 

verkündet werden. Die nach Satz 1 verkündeten 
Vorschriften sind in den Fällen der Nummer 2 bei 
den den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen unmit- 
telbar nachgeordneten Behörden, in den Fällen der 
Nummer 3 bei den Außenstellen der Bundesanstalt 
für Flugsicherung unverzüglich durch Aushang be- 
kanntzumachen. 

§ 4 

(1) Wer über eine Einrichtung oder Anlage ver- 
fügt, die zu einer Verkündung oder Bekanntgabe in 
der in § 3 Abs. 1 oder Abs. 3 Satz 1 vorgesehenen 
Weise geeignet ist, hat auf Anordnung der zustän- 
digen Stelle in den in § 2 bezeichneten Fällen Ver- 
kündungen und Bekanntgaben durchzuführen. 

(2) Die Verkündung oder Bekanntgabe im Rund- 
funk (§ 3 Abs. 1 Nr. 1) muß unverzüglich, jedenfalls 
innerhalb der nächsten zwölf Stunden nach Eingang 
der Anordnung, vorgenommen werden. Sie muß in- 
nerhalb der darauffolgenden vierundzwanzig Stun- 
den zweimal wiederholt werden, und zwar jeweils 
zu Uhrzeiten, zu denen unter den gegebenen Um- 
ständen damit zu rechnen ist, daß ein beträchtlicher 
Teil der Teilnehmer die Sendung empfängt. Sind in 
der Anordnung bestimmte Uhrzeiten angegeben, zu 
denen die Verkündung oder Bekanntgabe vorzu- 
nehmen ist, so sind diese maßgebend. Ist ein Gesetz 
oder eine Verordnung in einer Kurzfassung ver- 
abschiedet worden, so braucht nur diese verkündet 
zu werden, wenn die zuständige Stelle nicht etwas 
anderes anordnet. Auf besondere Anordnung sind 
die zu verkündenden Texte so zu verlesen oder als 
Schriftbild zu zeigen, daß die Teilnehmer in der 
Lage sind, sie mit- oder abzuschreiben. Verantwort- 
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lieh für die Erfüllung dieser Verpflichtungen sind 
bei Rundfunkanstalten die Intendanten oder die- 
jenigen, die deren Funktionen ausüben. 

(3) Die Verkündung oder Bekanntgabe in der 
Tagespresse (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) muß in oder gleich- 
zeitig mit der nächsten, spätestens aber der über- 
nächsten nach Eingang der Anordnung erscheinen- 
den Ausgabe des jeweiligen Presseorgans vorge- 
nommen werden, und zwar mindestens in derselben 
Auflagenhöhe, in der das Presseorgan im Zeitpunkt 
der Anordnung erscheint. Verantwortlich für die 
Erfüllung dieser Verpflichtungen sind die Verleger, 
Herausgeber und Chefredakteure oder diejenigen, 
die deren Funktionen ausüben. 

(4) Die Verkündung oder Bekanntgabe durch Aus- 
hang oder durch sonstige allgemeine Bekannt- 
machung (§ 3 Abs. 1 Nr. 3) ist unverzüglich vorzu- 
nehmen. Die Dauer des Aushangs soll mindestens 
eine Woche betragen; die Verkündung oder Be- 
kanntgabe gilt jedoch mit dem Aushang als bewirkt. 

(5) Erfolgt eine vereinfachte Verkündung oder 
Bekanntgabe lediglich nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
und Abs. 3 Satz 1, so ist auf Anordnung der zu- 
ständigen Stelle im Rundfunk auf den Gegenstand 
sowie auf Art und Zeitpunkt der Verkündung oder 
Bekanntgabe hinzuweisen. Absatz 2 Satz 1 bis 3 
und 6 gilt entsprechen. 

(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Anordnungen nach dieser Vorschrift haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

§ 5 

Die Bekanntgabe der in § 2 Nr. 5 und 6 genann- 
ten Beschlüsse erfolgt durch die Bundesregierung 
oder einen von ihr bestimmten Bundesminister; sie 
ist unverzüglich vorzunehmen. Der genaue Zeit- 
punkt der Beschlußfassung ist anzugeben. Beschlüsse 
internationale Organe brauchen nicht in ihrem vol- 
len Wortlaut veröffentlicht zu werden; erforderlich 


Begründung 


I. 

1. Es ist ein allgemeines rechtsstaatliches Gebot, 
daß Rechtsnormen und vergleichbare staatliche 
Hoheitsakte, die Rechte und Pflichten des Staats- 
bürgers begründen, den Gewaltunterworfenen 
„kundgetan" werden müssen. Diesen in’ Arti- 
kel 82 Abs. 1 GG niederlegten Grundsatz hat der 
Verfassungsgeber auch für den Verteidigungs- 
fall aufrechterhalten. Die Notstandsverfassung, 
die bestrebt ist, die rechtsstaatlichen Grundsätze 
der Substanz nach zu wahren, sieht lediglich Er- 
leichterungen in der Art der Verkündung vor. 
So bestimmt Artikel 115 a Abs. 3 GG, daß die 


ist lediglich ein allgemeiner Hinweis auf einen der- 
artigen Beschluß. Die anwendbaren Rechtsvorschrif- 
ten müssen in jedem Fall genau bezeichnet werden. 

§ 6 

Wenn feststeht, daß während des Verteidigungs- 
falles wegen besonderer Umstände Verkündungs- 
maßnahmen Gebiete im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, die mindestens einen Landkreis oder eine 
kreisfreie Stadt umfassen, nicht erreicht haben, so 
sind die verkündeten Rechtsvorschriften insoweit 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem eine Verkündungs- 
maßnahme diese Gebiete erreicht hat, nicht anzu- 
wenden. 

§ 7 

\ 

Die Rechtsträger der Presseorgane können von 
der Bundesrepublik Deutschland Ersatz ihrer not- 
wendigen Aufwendungen verlangen, die ihnen auf 
Grund dieses Gesetzes entstanden sind. 

§ 8 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 
eine Verkündung oder Bekanntgabe nicht, nicht rich- 
tig, nicht fristgemäß oder nicht in der vorgeschrie- 
benen Weise durchführt oder wiederholt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Hilfsperson 
vorsätzlich oder fahrlässig eine ihm übertragene 
Aufgabe nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
erfüllt und dadurch eine fristgemäße Verkündung 
oder Bekanntgabe oder deren Wiederholung ver- 
hindert. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Verkündung der Feststellung des Verteidigungs- 
falles „in anderer Weise" erfolgt, wenn sie im 
Bundesgesetzblatt nicht rechtzeitig möglich ist. 
Sie ist jedoch im Bundesgesetzblatt nachzuholen, 
sobald die Umstände es zulassen. Entsprechen- 
des gilt gemäß Artikel 115 d Abs. 3 GG für die 
Verkündung von Gesetz im Verteidigungsfall. 

2. Soweit der vorliegende Gesetzentwurf die Ver- 
kündung der Feststellung des Verteidigungsfal- 
les und die Verkündung von Gesetzen betrifft, 
kann er lediglich den durch das Grundgesetz ge- 
setzten Rahmen (Artikel 115 a Abs. 3 und Arti- 
kel 115d Abs. 3) ausfüllen. Hierbei ist davon 
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auszugehen, daß nach dem Willen des Verfas- 
sungsgebers auch im Verteidigungsfall die rechts- 
staatlichen Grundsätze gewahrt werden müssen. 
Es ist deshalb z. B. nicht möglich, die „Verkün- 
dung" einer Rechtsnorm lediglich durch Aushang 
am Parlamentsgebäude vorzusehen, weil die Vor- 
schriften auf diese Weise den Gewaltunterworfe- 
nen nicht zur Kenntnis gebracht werden können. 
Es kommen vielmehr nur solche Wege in Be- 
tracht, bei denen davon ausgegangen werden 
kann, daß hierdurch bei abstrakt-genereller Be- 
trachtung jeder Normadressat die Möglichkeit 
hat, von der verkündeten Norm Kenntnis zu er- 
halten. 

3. Für Rechtsverordnungen stellt die Verfassung 
keine strengen Anforderungen hinsichtlich der 
Art der Verkündung auf. Artikel 82 Abs. 1 Satz 2 
GG geht von dem Regelfall einer Verkündung 
im Bundesgesetzblatt aus, läßt aber eine ander- 
weitige gesetzliche Regelung zu. Dem trägt be- 
reits das Gesetz über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 (Bun- 
gesetzgesetzbl. S. 23) Rechnung. Es besteht des- 
halb die Möglichkeit, eine vereinfachte Verkün- 
dung von Rechtsverordnungen schon für die Fälle 
des Artikels 80 a GG vorzusehen. Dies ist in § 2 
Nr. 4 geschehen. 

4. Das Grundgesetz enthält keine Vorschrift über 
die Publizierung von Beschlüssen nach Arti- 
kel 80 a GG (Feststellung des Spannungsfalles, 
besondere Beschlüsse des Bundestages oder eines 
internationalen Organs über die Anwendbarkeit 
von Rechtsvorschriften). Rechtsstaatlichen Grund- 
sätzen entspricht es, daß derartige Beschlüsse 
bekanntgegeben werden müssen, weil hieran 
einschneidende Rechtswirkungen geknüpft sind: 
Rechtsvorschriften, deren Anwendung bisher 
noch nicht möglich war, können jetzt angewandt 
werden, wenn und soweit ihre Anwendbarkeit 
nicht noch von weiteren Voraussetzungen ab- 
hängig gemacht worden ist. Diesem Erfordernis 
tragen § 2 Nr. 5 und 6 und § 5 Rechnung, indem 
sie eine unverzüglich Bekanntgabe durch die 
Bundesregierung oder einen von ihr bestimmten 
Bundesminister vorsehen. Die Bekanntgabe ist 
auch in vereinfachter Form zulässig, wenn die 
übrigen Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

Dagegen bedürfen Beschlüsse nach Artikel 80 a 
GG zu ihrer Wirksamkeit nach einer Verkün- 
dung. Die Fälle, in denen eine Verkündung er- 
forderlich ist, sind in der Verfassung ausdrück- 
lich und abschließend genannt (Artikel 82, 115 a 
Abs. 3 GG). Beschlüsse nach Artikel 80 a GG ge- 
hören nicht hierzu. Aus der Entstehungs- 
geschichte des Artikels 80 a GG ergibt sich, daß 
der Verfassungsgeber bewußt von einem Ver- 
kündungserfordernis abgesehen hat. Dies er- 
scheint sinnvoll und dem Zweck und Gewicht der 
Regelung angemessen. Beschlüsse nach Artikel 
80 a GG haben keinen konstitutiv-normativen 
Inhalt, sondern betreffen lediglich die Anwend- 
barkeit der nach den allgemeinen Vorschriften 
erlassenen und damit auch verkündeten Rechts^ 
normen. Der Bürger weiß also, daß diese Be-^ 


Stimmungen existieren und daß er in Spannungs- 
zeiten jederzeit mit ihrer Anwendbarkeit rech- 
nen muß. Ein Vergleich etwa der Feststellung 
des Spannungsfalles mit der Feststellung des 
Verteidigungsfalles, für die das Grundgesetz die 
Verkündung fordert, führt nicht zu dem Schluß, 
daß auch die Feststellung des Spannungsfalles 
und die übrigen Beschlüsse nach Artikel 80 a GG 
einer Verkündung bedürfen. Die Feststellung des 
Verteidigungsfalles hat eine weitreichende „Um- 
schaltwirkung" von der Friedensverfassung zur 
Kriegsverfassung: z. B. wird die föderative Ord- 
nung zugunsten einer Zentralisierung erheblich 
modifiziert, die Befehls- und Kommandogewalt 
über die Streitkräfte geht vom Bundesminister 
der Verteidigung auf den Bundeskanzler über 
usw. Die Feststellung des Spannungsfalles hat 
keine auch nur annähernd vergleidibare Um- 
schaltwirkung; sie schafft lediglich die Möglich- 
keit, Vorbereitungsmaßnahmen im Hinblick auf 
einen möglicherweise zu erwartenden Verteidi- 
gungsfall zu treffen. Entsprechendes gilt erst 
recht für die übrigen in Artikel 80 a GG vorge- 
sehenen Beschlüsse, deren Bedeutung gegenüber 
der Feststellung des Spannungsfalles geringer 
ist, weil durch sie nur einzelne Punkte des an- 
gesprochenen Normenkomplexes herausgegriffen 
werden, überdies würde eine Verkündung der 
Beschlüsse nach Artikel 80 a GG zu einer Ver- 
zögerung der Anwendbarkeit ordnungsgemäß er- 
lassener Rechtsvorschriften führen können, was 
dem Sinn des Artikels 80 a GG widerspräche. 

II. 

Zu § 1 

Absatz 1 nennt die Voraussetzungen, unter denen 
eine vereinfachte Verkündung oder Bekanntgabe 
zulässig ist. Der Wortlaut der Bestimmung ent- 
spricht im wesentlichen Artikel 115 a Abs. 3 GG. 

Eine Verkündung oder Bekanntgabe im Bundes- 
gesetzblatt ist insbesondere dann nicht mehr mög- 
lich, wenn diese amtlichen Verkündungsblätter nicht 
mehr in dem Umfang hergestellt oder vertrieben 
werden können, der eine Bedienung der Abonnen- 
ten und anderer Interessenten sicherstellt. Eine Ver- 
kündung oder Bekanntgabe in den genannten Ver- 
kündungsblättern ist nicht rechtzeitig möglich, wenn 
die Herstellung oder der Vertrieb der Blätter einen 
Zeitaufwand erfordern würde, der zu einer vertei- 
digungspolitisch nicht vertretbaren Verzögerung der 
Anwendbarkeit der Vorschriften oder der Informie- 
rung der Bürger führen würde. Ob diese Vorausset- 
zungen vorliegen, ist von der verkündenden oder 
bekanntgebenden Stelle (vgl. § 3 Abs. 2) in jedem 
Einzelfall gesondert zu prüfen. 

Auch das in Absatz 2 niedergelegte Gebot einer 
Nachholung der Verkündung in der für den Normal- 
fall vorgesehenen Weise ist in Artikel 115 a Abs. 3 
GG festgelegt. 

Die Bedeutung des § 1 erschöpft sich jedoch nicht 
darin, daß der Inhalt einer verfassungsrechtlichen 
Vorschrift wiederholt wird. Die Regelung des Grund- 
gesetzes bezieht sich nur auf die in § 2 Nr. 1 und 3 
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genannten Fälle (Verkündung der Feststellung des 
Verteidigungsfalles und Verkündung von Gesetzen 
im Verteidigungsfall). § 1 erstreckt diese Grundsätze 
des Artikels 115 a Abs. 3 GG auf alle in § 2 auf ge- 
zählten Fälle. 

Zu §2 

§ 2 zählt die Fälle auf, in denen eine vereinfadite 
Verkündung oder Bekanntgabe zulässig ist. 

Die Fälle der Nummern 1 und 3 sind im Grundgesetz 
ausdrücklich genannt (Artikel 115 a Abs. 3 und Arti- 
kel 115d Abs. 3). 

Nummer 2 betrifft den Fall des Artikels 115 a 
Abs. 4 Satz 2 GG. Wenn bei einem Überraschungs- 
angriff die zuständigen Bundesorgane außerstande 
sind, sofort die Feststellung des Verteidigungsfal- 
les zu treffen, so gilt diese Feststellung als getrof- 
fen und als zu dem Zeitpunkt verkündet, zu dem 
der Angriff begonnen hat (Artikel 115 a Abs. 4 
Satz 1 GG). Nach Satz 2 gibt der Bundespräsident 
diesen Zeitpunkt bekannt, sobald die Umstände es 
zulassen. Obgleich es sich hier nicht um eine Ver- 
kündung, sondern lediglich um eine — deklarato- 
rische — nachträgliche Bekanntgabe handelt, er- 
scheint es im Interesse der Rechtsklarheit und mit 
Rücksicht auf die weitreichenden Folgen, die der 
Eintritt des Verteidigungsfalles hat, sinnvoll, wenn 
nicht gar verfassungsrechtlich notwendig, auf die 
Bekanntgabe die Rechtsgrundsätze für die Verkün- 
dung des Verteidigungsfalles anzuwenden. 

Da die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen bei 
Rechtsverordnungen nicht so eng sind wie bei Ge- 
setzen (vgl. oben 1.3.) , ist in Nummer 4 die verein- 
fachte Verkündung von Rechts Verordnungen schon 
in den Fällen des Artikels 80 a GG und nicht erst im 
Verteidigungsfall vorgesehen. Praktische Bedeutung 
hat Nummer 4 in den Fällen des Artikels 80 a GG 
im wesentlichen dann, wenn der Spannungsfall fest- 
gestellt ist (Artikel 80 a Abs. 1 Satz 1 erste Alterna- 
tive GG). Die zweite Alternative des Artikels 80 a 
Abs. 1 Satz 1 GG geht von dem Regelfall aus, daß 
eine Rechtsvorschrift bereits verkündet ist und der 
Bundestag lediglich ihrer Anwendung zustimmt. In 
diesen Fällen geht § 2 insoweit ins Leere. Die zweite 
Alternative ist jedoch nicht so eng auszulegen, daß die 
besondere Zustimmung nur dann möglich ist, wenn 
die Rechtsvorschrift bereits erlassen und verkündet 
ist. Das vorgesehene Verfahren ist jedenfalls auch 
dann zulässig, wenn eine — noch nicht erlassene und 
verkündete — Rechtsverordnung dem Bundestag im 
vollständigen Text vorgelegt wird und dieser ihrer 
Anwendung zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu- 
stimmt. Hier gewinnt § 2 Nr. 4 auch in den Fällen 
der zweiten Alternative des Artikels 80 a Abs. 1 
Satz 1 GG praktische Bedeutung. Entsprechendes gilt 
für die Fälle des Artikels 80 a Abs. 3 GG. In der 
Praxis wird in den zuletzt angesprochenen Fällen 
die Verkündung der Verordnung gleichzeitig mit 
der Bekanntgabe des Beschlusses nach Artikel 80 a 
GG vorgenommen werden. 

Die Nummern 5 und 6 betreffen die Bekanntgabe 
von Beschlüssen nach Artikel 80 a GG (vgl. hierzu 
die grundsätzlichen Ausführungen oben unter 1.4.) . 


Nummer 5 spricht die Beschlüsse des Bundestages 
nach Artikel 80 a Abs. 1 GG an, durch die der Span- 
nungsfall festgestellt und der Anwendung bestimm- 
ter Rechtsvorschriften besonders zugestimmt wird. 
Nummer 6 hat die im Rahmen des Artikels 80 a 
Abs. 3 GG zu treffenden Entscheidungen zum Gegen- 
stand. Nach dieser Vorschrift ist die Anwendung von 
Rechtsvorschriften, die nur nach Maßgabe des Arti- 
kels 80 a GG angewandt werden dürfen, abweichend 
von den Fällen des Artikels 80 a Abs. 1 GG auch 
auf der Grundlage und nach Maßgabe eines Be- 
schlusses zulässig, der von einem internationalen 
Organ im Rahmen eines Bündnisvertrages mit Zu- 
stimmung der Bundesregierung gefaßt wird. 

Zu § 3 

Absatz 1 Satz 1 nennt die möglichen Arten einer ver- 
einfachten Verkündung und Bekanntgabe (Hörfunk, 
Fernsehen, Tagespresse, Aushang oder sonstige all- 
gemeine Bekanntmachung für das Gebiet einer Ge- 
meinde oder eines Landkreises). 

Die Fassung der Nummer 3 stellt sicher, daß das 
Landesorganisationsredit unberührt bleibt. Sie ent- 
hält dementsprechend keine Aussage darüber, 
welche kommunalen oder staatlichen Stellen für den 
Aushang oder die sonstige allgemeine Bekannt- 
machung zuständig sind. Als sonstige allgemeine 
Bekanntmachung kommt insbesondere eine Bekannt- 
machung durch Lautsprecherwagen in Betracht. 

Absatz 1 Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
nach allgemeiner Rechtsauffassung das Grundgesetz 
in Artikel 115 a Abs. 3 und Artikel 115 d Abs. 3 die 
Bestimmung der Art der vereinfachten Verkündung 
dem Bundespräsidenten für seinen Zuständigkeitsbe- 
reich überlassen hat, so daß der Gesetzgeber insoweit 
keine abschließende Regelung treffen kann. Der Ent- 
wurf geht jedoch davon aus, daß bei Zugrundelegung 
der heutigen Gegebenheiten Absatz 1 Satz 1 — ab- 
gesehen von den Sonderbestimmungen des Ab- 
satzes 3 — alle Arten der vereinfachten Verkündung 
aufzählt, die sinnvoll und rechtsstaatlich vertretbar 
sind. Satz 2 dürfte demnach kaum praktische Bedeu- 
tung haben. 

Absatz 2 stellt klar, daß die für die Verkündung 
oder Bekanntgabe zuständige Stelle nicht jeweils auf 
eine der in Absatz 1 aufgezählten Arten der ver- 
einfachten Verkündung oder Bekanntgabe beschränkt 
ist. Sie hat vielmehr die Möglichkeit, mehrere Wege 
gleichzeitig oder auch hintereinander zu beschreiten, 
wenn dies erforderlich oder sinnvoll ist, um die 
Ziele der Verkündung oder Bekanntgabe möglichst 
schnell oder umfassend zu erreichen. Eine derartige 
Häufung dürfte in der Praxis in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle geboten sein. 

Wenn dies geschieht, so treten die Rechts Wirkungen 
der Verkündung oder Bekanntgabe mit der wirk- 
samen Durchführung der ersten Maßnahme ein. Die 
übrigen, später durchgeführten Maßnahmen haben 
lediglich die Bedeutung von deklaratorischen Wie- 
derholungen. Sie sind damit jedoch nicht etwa sinn- 
los? denn sie fördern einen der wesentlichen Zwecice 
der Verkündung oder Bekanntgabe, nämlich eine 
möglichst umfassende und vollständige Informierung 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2405 


der Adressaten. Darüber hinaus kann eine Häufung 
von Verkündungsmaßnahmen im Zusammenhang 
mit der Regelung des § 6 rechtliche Bedeutung ge- 
winnen. Die zuständige Stelle kann bei der Verkün- 
dung häufig nicht abschließend beurteilen, ob durch 
die zuerst durchgeführte Maßnahme alle Gebiete im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erreicht werden. 
Ist dies nicht der Fall, so löst für die zunächst nicht 
erreichten Gebiete erst die später durchgeführte 
Maßnahme die Rechtswirkungen der Verkündung 
aus, wenn und soweit sie diese Gebiete erreicht. 
Vgl. hierzu im übrigen die Begründung zu § 6. 

Für bestimmte Vorschriften in Rechtsverordnungen 
aus dem Bereich des Verkehrs sieht Absatz 3 eine 
Sonderregelung vor. Soweit sich eisenbahn-, schiff- 
fahrts- und luftfahrtsrechtliche Vorschriften lediglich 
auf die Verkehrsträger und deren Personal beziehen, 
betreffen sie nur einen beschränkten Personenkreis, 
der zudem häufig auf eine zusätzliche Sonderunter- 
richtung durch die zuständigen Verkehrsbehörden 
angewiesen ist (Funksprüche, Signale usw.). Infolge 
der überregionalen Bedeutung dieser Rechtsvor- 
schriften muß bei ihnen ein einheitliches Inkraft- 
treten in einem größeren räumlichen Bereich gewähr- 
leistet sein. Das Gesetz sieht daher vor, daß bei 
diesen verkehrsrechtlichen Bestimmungen die Ver- 
kündung durch Aushang bei den bezeichneten Fach- 
behörden erfolgen kann, wenn eine Verkündung 
nach Absatz 1 die Anwendbarkeit der Norm ver- 
zögern und hierdurch der mit der Vorschrift verfolgte 
Zweck gefährdet würde. Um jedoch sicherzustellen, 
daß der angesprochene Personenkreis möglichst voll- 
ständig über die Vorschriften informiert wird, sieht 
das Gesetz vor, daß die den Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen unmittelbar nachgeordneten Behörden 
und die Außenstellen der Bundesanstalt für Flug- 
sicherung die Vorschriften unverzüglich durch Aus- 
hang bekanntmadien. Diese Bekanntmachung hat 
keine konstitutive Wirkung; der Verkündungsvor- 
gang ist rechtlich mit dem Aushang bei der im 
Gesetz genannten zentralen Fachbehörde abgeschlos- 
sen. 

Soweit eisenbahn-, schiffahrts- und luftfahrtsredit- 
liche Vorschriften Regelungen enthalten, die sich 
unmittelbar an die Verkehrsnutzer wenden, finden 
die Sondervorschriften des Absatzes 3 keine Anwen- 
dung; insoweit bleibt es bei der allgemeinen Rege- 
lung des Absatzes 1. 

Zu § 4 

Nach Absatz 1 sind die jeweils in Betracht kommen- 
den Stellen verpflichtet, Verkündungen und Be- 
kanntgaben durchzuführen. 

Absatz 2 stellt klar, daß eine Verkündung in Hör- 
funk und Fernsehen unverzüglich durchgeführt und 
zweimal wiederholt werden muß. Die Wiederholun- 
gen dürfen nicht zu Uhrzeiten erfolgen, zu denen 
damit gerechnet werden muß, daß niemand oder fast 
niemand sein Empfangsgerät eingeschaltet hat. 

Eine Verkündung im Rundfunk kann dazu führen, 
daß der Normadressat oder das Medium oder beide 
überfordert werden: Durch eine Verkündung des 
vollständigen Wortlauts eines längeren Gesetzes 


oder einer umfangreichen Verordnung kann der ge- 
wünschte Erfolg in Frage gestellt werden, weil der 
Umfang des Verkündigungsgegenstandes oder seine 
nicht sofort faßbare Formulierung es dem Hörer oder 
Zuschauer erschwert, die wesentlichen Punkte zu 
erkennen. Ferner lassen sich Fälle denken, in denen 
die vollständige Publizierung dem jeweiligen Me- 
dium aus technischen oder sonstigen Gründen nicht 
zumutbar ist. 

Diese Bedenken dürften in der Praxis keine allzu 
große Rolle spielen, weil in derartigen Fällen eine 
Verkündung im Rundfunk in der Regel untunlich ist 
und die verkündende Stelle (vgl. § 3 Abs. 2) ihr 
freies Ermessen, welche Art der vereinfachten Ver- 
kündung sie wählt, in der Weise ausüben wird, daß 
sie von einer Verkündung im Rundfunk Abstand 
nimmt. Wenn dies jedoch aus irgendwelchen Grün- 
den nicht möglich ist, etwa weil der Rundfunk im 
Zeitpunkt der Verkündung das einzige wirksame 
Verkündungsinstrument ist, kann den obigen Be- 
denken durch die Sätze 4 und 5 Rechnung getragen 
werden. 

Satz 4 geht davon aus, daß der Gesetzgeber und die 
Verordnungsgeber in geeigneten Fällen Kurzfassun- 
gen verabschieden, die einer Verkündung im Rund- 
funk eher zugänglich sind als die vollständigen Fas- 
sungen. In diesen Fällen braucht im Rundfunk regel- 
mäßig nur die Kurzfassung verkündet zu werden. 
Auf diese Weise können zunächst einmal die 
wichtigsten Vorschriften in Kraft gesetzt werden. 
Die Verkündung der vollständigen Fassung kann 
dann unter Umständen auf andere Weise vorgenom- 
men werden. Hält es die zuständige Stelle aus zwin- 
genden Gründen für erforderlich, daß der gesamte 
Text im Rundfunk verkündet wird, so kann sie eine 
entsprechende Anordnung treffen, der entsprochen 
werden muß. Um die oben aufgezeigten Schwierig- 
keiten, die für den Bürger mit einer Verkündung im 
Rundfunk verbunden sein können, zu mildern, kann 
die für die Verkündung zuständige Stelle in geeig- 
neten Fällen anordnen, daß die Teilnehmer die Mög- 
lichkeit erhalten, den Text mit- oder abzuschreiben 
(Satz 5). 

Soweit durch diese Vorschrift die Rundfunkanstalten 
angesprochen sind, werden die Intendanten oder 
diejenigen, die deren Funktionen ausüben, für die 
Erfüllung dieser Verpflichtungen verantwortlich ge- 
macht (Satz 6). 

Absatz 3 enthält eine entsprechende Regelung für 
die Verkündung in der Tagespresse. Es soll verhin- 
dert werden, daß die Verantwortlichen (Satz 2) die 
Verkündung unangemessen lang hinauszögern oder 
nur in einer geringen Auflage vornehmen, wodurch 
der Zweck der Maßnahme, möglichst vielen Lesern 
die zu verkündende Norm bekanntzumachen, ver- 
eitelt würde. 

In Absatz 4 sind gleichartige Regelungen vorge- 
sehen für die Fälle des § 3 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3 
Satz 1. 

Absatz 5 bestimmt, daß in den Fällen, in denen 
lediglich durch die Presse oder durch Aushang ver- 
kündet worden ist, Hörfunk oder Fernsehen auf An- 
ordnung der für die Verkündung oder Bekanntgabe 
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zuständigen Stellen einen entsprechenden Hinweis 
senden müssen. 

Nach Absatz 6 haben Widerspruch und Anfechtungs- 
klage gegen Anordnungen nach § 4 keine aufschie- 
bende Wirkung, Da derartige Anordnungen stets 
besonders eilbedürftig sind, muß sichergestellt wer- 
den, daß ihre Befolgung nicht durch die Einlegung 
von Rechtsmitteln verzögert und damit der Zweck 
des Gesetzes gefährdet werden kann. 

Zu § 5 

Die Vorschrift regelt Einzelheiten der Bekanntgaben 
von Beschlüssen nach Artikel 80 a Abs. 1 und Abs. 3 
GG (§2 Nr. 5 und 6). 

Satz 1 bestimmt, daß für die Bekanntgabe die Bun- 
desregierung oder ein von ihr bestimmter Bundes- 
minister zuständig ist. Außerdem ist hier festgelegt, 
daß die Bekanntgabe unverzüglich zu erfolgen hat. 
Die betroffenen Bürger haben ein dringendes Inter- 
esse daran, möglichst umgehend über die Anwend- 
barkeit der in Frage stehenden Rechtsnormen in all- 
gemeiner Form informiert zu werden. 

Da Beschlüsse nach Artikel 80 a GG mit der Be- 
schlußfassung wirksam werden, die fraglichen 
Rechtsvorschriften also von diesem Zeitpunkt an 
anwendbar sind, wenn und soweit ihre Anwendbar- 
keit nicht noch von weiteren Voraussetzungen ab- 
hängig gemacht worden ist, ist es im Interesse der 
Rechtsklarheit erforderlich, daß der Bürger auch dar- 
über informiert wird, wann der maßgebliche Be- 
schluß gefaßt worden ist, und zwar nach Tag und 
Uhrzeit (Satz 2). 

Satz 3 trägt den Besonderheiten des Artikels 80 a 
Abs. 3 GG Rechnung. Die Veröffentlichung von Be- 
schlüssen internationaler Organe dürfte häufig un-< 
tunlich sein und ist im Hinblick auf den verfolgten 
Zweck, dem Bürger die Anwendbarkeit bestimmter 
Rechtsvorschriften kundzutun, nicht erforderlich. Es 
genügt deshalb, wenn der veröffentlichte Text etwä 
wie folgt lautet: „Aufgrund eines mit Zustimmung 
der Bundesregierung gefaßten Beschlusses eines 
internationalen Organs sind gemäß Artikel 80 a 
Abs. 3 des Grundgesetzes seit . . . (Angabe des ge- 
nauen Datums und Zeitpunktes) . . . folgende Vor- 
schriften anwendbar: 1. ... 2. . . . 

Da der genannte Bekanntgabezweck nur erreicht 
wird, wenn die anwendbaren Vorschriften genau be- 
zeichneat sind, muß auch bei einer vollständigen 
Veröffentlichung des Beschlusses der zu veröffent- 
lichende Text ergänzt werden, wenn aus dem Be- 
schluß nicht klar und eindeutig hervorgeht, welche 
Rechtsvorschriften hiervon erfaßt werden (Satz 4). 

Vgl. zu § 5 im übrigen die Ausführungen unter 1.4. 

Zu § 6 

Diese Vorschrift entspricht dem mehrfach erwähnten 
rechtsstaatlichen Gebot, daß eine Norm nur dann 
Anwendung finden kann, wenn der Normadressat 
bei abstrakt-genereller Betrachtung die Möglichkeit 
hatte, von ihr Kenntnis zu erhalten. Wenn dagegen 
z. B. in einem bestimmten Teil der Bundesrepublik 


die maßgeblichen Rundfunksendungen nicht mehr 
empfangen werden können und / oder keine Zeitun- 
gen mehr erscheinen, so können die Bürger, die sich 
im Zeitpunkt der Verkündung in einem solchen Ge- 
biet aufgehalten haben, dem Normbefehl insoweit 
nicht unterworfen sein. Erst wenn sie sich in ein 
Gebiet begeben, in dem eine Verkündungsmaßnahme 
„angekommen“ ist, oder wenn das fragliche Gebiet 
von einer späteren Verkündungsmaßnahme erreicht 
wird, sind die verkündeten Vorschriften insoweit 
anwendbar. Vgl. hierzu im übrigen die Begründung 
zu § 3 Abs. 2. Im Interesse der Rechtsklarheit er- 
scheint es erforderlich, den Bereich, auf den sich § 6 
beziehen kann, näher zu umgrenzen in der Weise, 
daß er mindestens einen Landkreis oder eine kreis- 
freie Stadt umfassen muß. 

Die Rechtsfolgen des § 6 können allerdings nur dann 
eintreten, „wenn feststeht“, daß die Voraussetzun- 
gen vorliegen. Besteht dagegen Unklarheit darüber, 
ob Verkündungsmaßnalimen bestimmte Gebiete er- 
reicht haben, so sind die verkündeten Vorschriften 
dort anwendbar. 

Zu § 7 

Es entspricht der Billigkeit, daß die Rechtsträger der 
Presseorgane die Kosten für die ihnen auferlegten 
Maßnahmen letztlich nicht selbst zu tragen haben, 
sondern nachträglich Ersatz ihrer Aufwendungen 
verlangen können, soweit diese notwendig waren. 

Zu § 8 

§ 8 stellt eine Verletzung der Verkündungspflicht 
(§ 4 Abs. 1) unter Strafe. Von der Strafbestimmung 
werden nicht nur diejenigen erfaßt, die für die Er- 
füllung der Pflicht rechtlich verantwortlich sind, wie 
z. B. die in § 4 Abs. 2 Satz 5 und Abs. 3 Satz 2 ge- 
nannten Personen, sondern auch deren Hilfspersonen 
(Absatz 2). Gedacht ist z. B. an den Drucker, der 
sich einer entsprechenden Anweisung des Chef- 
redakteurs widersetzt und damit die Erfüllung der 
Verkündungspflicht des Chefredakteurs verhindert. 

Zu § 9 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 


IIL 

Aktuelle Auswirkungen auf die Einnahmen und 
Ausgaben der Öffentlichen Haushalte hat das Gesetz 
nicht, Kosten können frühestens bei der Anwendung 
des Gesetzes entstehen, also erst im Zusammenhang 
mit dem Spannungsfall und dem Verteidigungsfall. 
Auch dann sind die finanziellen Auswirkungen ge- 
ring. Von Bedeutung ist hier lediglich § 7, der be- 
stimmt, daß bei vereinfachter Verkündung in der 
Tagespresse die Rechtsträger der Presseorgane Er- 
satz ihrer notwendigen Aufwendungen verlangen 
können. Die Höhe dieser Kosten läßt sich nicht be- 
ziffern. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

§ 7 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 7 

Die Rechtsträger der Presseorgane können von der 
Bundesrepublik Deutschland nach Maßgabe des § 670 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs Ersatz der Aufwen- 
dungen verlangen, die sie aufgrund von Anord- 
nungen nach diesem Gesetz gemacht haben." 

Begründung 

Klarstellung des zivilrechtlichen Charakters des Er- 
satzanspruchs. 
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